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Geschätzte Leserinnen und Leser!

In dieser Ausgabe unserer Kanzleizeitung Steuern & Trends können wir 
über ein ganz besonderes Jubiläum berichten. Bei Heinrich Fritzenwallner 
jährte sich im Februar der Tag seiner Angelobung zum Steuerberater zum 
40. Mal. Im Rahmen einer gemütlichen Feier im Alpengasthof Stockenbaum 
konnten wir mit Heinrich dieses besondere Jubiläum feiern.

Aus dem weiteren Kanzleigeschehen dürfen wir Ihnen neue Mitarbeiter 
in unserem Team vorstellen, berichten über einen sonnigen Skitag in der 
Wildkogel Arena und gratulieren noch zu runden Geburtstagen und 
bestandenen Prüfungen.

Wie in jeder Ausgabe dürfen natürlich auch die fachlichen Inhalte nicht zu 
kurz kommen. Medial allgegenwärtig ist die Berichterstattung über die im 
Mai in Kraft tretende EU-DSGVO. Herr Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner 
gibt in einem Beitrag nochmals einen Überblick über die Inhalte dieser 
neuen Verordnung. Auch darf ich an dieser Stelle bereits auf einen Vortrag 
von Herrn Mag. Harald Thurner zu diesem Thema am 18.04.2018 im 
Kammerlanderstall in Neukirchen hinweisen – eine detaillierte Information 
fi nden Sie im Blattinneren.

Unser Team der Personalverrechnung gibt einen umfassenden Überblick 
über die Auswirkung der bevorstehenden Angleichung zwischen Arbeitern 
und Angestellten, präsentiert eine Übersicht der verschiedenen Varianten 
des Kinderbetreuungsgeldes und stellt die Qualifi zierungsförderungen 
für Beschäftigte vor.

Die Neuerungen der Entgeltfortzahlung und des Krankengeldes bei der SVA 
bringen wesentliche Verbesserungen für Unternehmer – auch hierzu 
erfahren Sie die Details in einem Beitrag.

Mit dem Familienbonus Plus ab dem Jahr 2019 wird eine zentrale Maß-
nahme aus dem Regierungsprogramm umgesetzt. In einem ausführlichen 
Beitrag, ergänzt mit vielen Beispielen, stellt Herr Stb. Dr. Peter Pülzl, LL.M. 
diesen neuen Absetzbetrag vor.

Wir wünschen Ihnen viel Freude bei der Lektüre dieser Ausgabe unser 
Kanzleizeitung Steuern & Trends.

STB. MAG. JULIAN HOLLEIS

Editorial 

Mag. Thomas Fritzenwallner
Steuerberater, Geschäftsführer

Heinrich Fritzenwallner
Steuerberater

Mag. Bernd Maier
Steuerberater - Kooperationspartner
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Die Mitarbeiter und Geschäftsführer der  
Fritzenwallner-Gandler Wirtschaftstreuhand- 
und Steuerberatungs GmbH konnten im Feb-
ruar 2018 das 40jährige Steuerberaterjubiläum 
von Heinrich Fritzenwallner ausgiebig feiern. 
Im stilvollen Rahmen des Kammerlanderstalls 
in Neukirchen präsentierte Hermann Gandler  
einen Ausschnitt dieser 40 Jahre und berichtete 
in seiner charismatischen Art über so manchen 
Schwank aus dieser Zeit. 

Heinrich war nach der Pflichtschule und einer Mau-
rerlehre als geprüfter Zahlmeister auf diversen Fracht-
schiffen auf der Donau tätig. Zahlen waren schon im-
mer seine Leidenschaft und nahmen daher einen ganz 
wesentlichen Einfluss auf den beruflichen Werdegang. 
Nach dem Präsenzdienst trat Heinrich in den Zoll-
wachdienst am Walserberg ein und war dort als Zoll-
wachebeamter tätig. In den sechziger Jahren wechselte 
er zum Finanzamt Zell am See. Aus dieser Zeit stam-
men auch seine gute Kenntnisse über viele Pinzgauer 
Bauernhöfe, die er damals im Rahmen der Steuerauf-
sicht für Schnapsbrennerei kontrollierte. Bei seiner 
Tätigkeit als Finanzbeamter erkannte er den Bedarf der 
Unternehmer nach steuerlicher Beratung und begann 
die Ausbildung zum Steuerberater. Zunächst besuchte 
Heinrich die Abend-Handelsakademie und schloss die-
se mit der Matura ab. Er beendete den Dienst beim Fi-
nanzamt und begann in der Folge seine Steuerberater-
Laufbahn als Berufsanwärter bei einem Steuerberater 
in Saalfelden. Zwischenzeitlich war Heinrich mit seiner 
Familie nach Neukirchen gezogen. Seine Frau Monika 
betrieb hier ein Mode- und Textiliengeschäft und er 

WIR GRATULIEREN HEINRICH FRITZENWALLNER 
ZUM 40 JÄHRIGEN STEUERBERATERJUBILÄUM AM 22.02.2018
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dafür, dass du den Grundstein für die 
Erfolgsgeschichte unserer Kanzlei gelegt hast

dafür, dass du uns Mitarbeitern nicht autoritär, 
sondern in vollster Weise kollegial und 
freundschaftlich begegnest
� 
dafür, dass wir uns als Mitarbeiter bei dir nicht 
allein gelassen, sondern gut aufgehoben fühlen
� 
dafür, dass du uns fachlichen und 
menschlichen Rückhalt gibst
� 
dafür, dass du dich auch unserer 
persönlichen Probleme annimmst

und dir nochmals zu diesem schönen Berufsjubiläum 
gratulieren und hoff en noch viele gemeinsame Jahre 
mit dir für unsere Klienten tätig zu sein.

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

pendelte jeden Tag für mehrere Jahre nach Saalfelden.
Im Jahr 1978 legte er dann die Steuerberaterprüfung 
mit Erfolg ab und machte sich als Steuerberater in 
Neukirchen selbständig. Daneben war er auch noch 
als Lehrer für Rechnungswesen an der Fachschule für 
wirtschaftliche Frauenberufe in Bramberg  tätig.

Im Jahr 1987 gründete er mit Hermann Gandler die 
Steuerberatungsgesellschaft Fritzenwallner-Gandler KG,
welche 2000 in die heutige Fritzenwallner-Gandler 
Wirtschaftreuhand- und Steuerberatungs GmbH 
umgegründet wurde. Mit September 2008 über-
gab Heinrich Fritzenwallner nach 30 Jahren er-
folgreicher Berufstätigkeit als Steuerberater sei-
nen Gesellschaftsanteil und die Geschäftsführung 
an der Fritzenwallner – Gandler Wirtschaftstreu-
hand und Steuerberatungs GmbH und seinen 

Gesellschaftsanteil an der Gruber & Partner GmbH 
an seinen Sohn Mag. Thomas Fritzenwallner. Im 
Dezember 2015 wurde Heinrich das Salzburger 
Tourismus-Verdienstzeichen verliehen. 

LIEBER HEINRICH, 

WIR MÖCHTEN UNS AN 
DIESER STELLE 
NOCHMALS HERZLICH 
BEI DIR BEDANKEN, 

IM NAMEN 
ALLER MITARBEITER 
UND KOLLEGEN

... zur mit Auszeichnung bestandenen Prüfung 
zur diplomierten Personalverrechnerin 

WIR GRATULIEREN

CHRISTINA TOMEVI
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NEU IM TEAMMAG. CHRISTINE HOLLEIS

Jahr der Geburt	 1981
Sternzeichen	 Steinbock
Hobbys	 Lesen, Wandern

Ausbildung	 –	 Borg Schwaz
und bisherige	 –	 Pädagogische Akademie in Innsbruck
Tätigkeit	 – Tätigkeit als HS-Lehrerin in Stumm im Zillertal
		  – Studium der Rechtswissenschaften 
			   an der JKU in Linz
		  – Lehrgang Arbeits-und Sozialversicherungsrecht

Arbeitsbereich	 Arbeits- und Sozialversicherungsrecht

im Team seit	 Dezember 2017

Auf der Homepage des Finanzministeriums (www.
bmf.gv.at), wird eine Liste der seit 01.01.2016 per Be-
scheid österreichweit festgestellten Scheinunterneh-
men veröffentlicht. Derzeit befinden sich 136 Firmen 
auf dieser Liste, die laufend aktualisiert wird.

Nach dem Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz haftet je-
der Auftraggeber zusätzlich für Scheinunternehmen 

als Bürge und Zahler, wenn er zum Zeitpunkt der  Auf-
tragserteilung wusste oder wissen musste, dass es sich 
beim Auftragnehmer um ein Scheinunternehmen han-
delt, das in der Liste beim BMF angeführt ist. Der Auf-
traggeber haftet in diesem Fall für Ansprüche der beim 
Scheinunternehmen beschäftigten Arbeitnehmer. 

STB HERMANN GANDLER

Die Bundesregierung hat nunmehr beschlossen, dass 
der Mehrwertsteuersatz von derzeit 13% für Beherber-
gungserlöse ab 01. November 2018 wiederum auf 10% 
reduziert wird. Die Formulierung des Gesetzes ist der-
zeit in Vorbereitung und soll im Nationalrat noch im 
Sommer beschlossen werden. Man rechnet hier mit ei-
ner Mehrwertsteuerersparnis von 120 Millionen Euro 
pro Jahr. Begründet wird diese Gesetzeskorrektur  
 

(13% MwSt. wurde erst im Mai 2016 eingeführt) damit, 
dass in 20 von 28 EU - Staaten der Mehrwertsteuer-
satz in der Hotellerie ohnehin niedriger ist als 10%. 

Über die erforderlichen Umstellungsmaßnahmen (Re-
gistrierkasse, Fakturierprogramme, etc.) werden wir 
im Detail nach Beschlussfassung informieren. 

STB HERMANN GANDLER

LISTE DER SCHEINUNTERNEHMEN

SENKUNG DER MEHRWERTSTEUER 
FÜR BEHERBERGUNGSUMSÄTZE AB NOVEMBER 2018
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NEUERUNGEN DER SVA AB 01.07.2018

Erhöhung des Zuschusses nach Entgeltfortzahlung 
für Kleinunternehmer (aus den Mitteln der Unfallversicherung)

VORAUSSETZUNGEN

 Klein- und Mittelbetriebe mit weniger 
 als 51 Mitarbeitern können diesen 
 Zuschuss beantragen.

 Bei einem Unfall oder Erkrankung 
 von Dienstnehmern

 Auf Antrag gebührt ein Zuschuss aus Mitteln 
 der Unfallversicherung zur teilweisen Vergütung
  des Aufwandes für die Fortzahlung des Entgeltes
 für längerfristig verhinderte Dienstnehmer.

 Höhe des Zuschusses beträgt 50% für 
 längstens 42 Kalendertage 

 Bei einer Krankheit gebührt der Zuschuss 
 ab dem 11. Tag der Entgeltfortzahlung.

 Bei einem Unfall gebührt der Zuschuss 
 ab dem 1. Tag der Entgeltfortzahlung.

NEU 

Um Kleinunternehmer mit bis zu 10 Dienst-
nehmern (es dürfen durchschnittlich nicht 
mehr als 10 DN beschäftigt sein) besser zu 
unterstützen, wird der Zuschuss von 50% 
ab 01.07.2018 auf 75% angehoben.

Angewendet wird die Neuerung auf Entgelt-
fortzahlungstage infolge von Krankheit und 
Unfällen, die nach dem 30.06.2018 eingetre-
ten sind bzw. sich ereignet haben.

KRANKENGELD FÜR UNTERNEHMER – 
GIBT ES ZUKÜNFTIG FRÜHER

VORAUSSETZUNGEN
Selbständige Erwerbstätige, die in der Krankenversi-
cherung versichert sind und bei welchen die Aufrecht-
erhaltung ihres Betriebes von ihrer persönlichen Ar-
beitsleistung abhängt.
Beim Unternehmer dürfen regelmäßig nicht mehr als 
25 Dienstnehmer beschäftigt sein.

ALTE REGELUNG Ab dem 43. Tag der Arbeitsunfähig-
keit besteht ein Anspruch auf eine tägliche Unterstüt-
zungsleistung in der Höhe von € 29,93 (Wert 2018) für 
maximal 20 Wochen.

NEU Künftig wird diese Unterstützungsleistung rück-
wirkend ab dem 4. Tag der Arbeitsunfähigkeit gewährt 
(ebenfalls insgesamt aber nur für 20 Wochen), wenn 
die Voraussetzungen der alten Regelung zutreff en.

ACHTUNG Die Arbeitsunfähigkeit muss fristgerecht 
an die SVA gemeldet werden (es gibt eigene Formulare, 
welche der behandelnde Arzt ausfüllen muss). Fristge-
recht bedeutet binnen 2 Wochen nach Feststellung der 
Arbeitsunfähigkeit durch den Arzt. Danach muss alle 
2 Wochen eine weitere Meldung an die SVA verschickt 
werden (damit erkennbar ist, dass die Arbeitsunfähig-
keit weiter besteht). 

ABER Befristung bis Ende Juni 2022 (ob eventuell ver-
längert wird, ist nicht sicher)

BRIGITTE WECHSELBERGER

... zur Geburt ihrer Tochter Sophia im Dezember 2017 

WIR GRATULIEREN

MONIKA UND GOTTFRIED OBERLECHNER
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PERSONAL-
VERRECHNUNG
ANGLEICHUNG VON ARBEITERN UND ANGESTELLTEN

In der letzten Sitzung der 25. Gesetzgebungspe-
riode hat der NR im Oktober 2017 noch eine weit-
gehende Angleichung der Rechtsstellung von 
Arbeitern und Angestellten im Bereich der Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall sowie bei den 
Kündigungsfristen beschlossen und einige wei-
tere kleinere Änderungen im Zusammenhang mit 
dem Entgeltfortzahlungsanspruch vorgenommen.

1. ENTGELTFORTZAHLUNG IM 
KRANKENSTAND UND UNGLÜCKSFALL
Die Neuregelung gilt für Krankenstände, 
die nach dem 30.06.2018 beginnen. 

ÄNDERUNG BEI ANGESTELLTEN 
Es kommt zu einer Angleichung des Angestellten-
rechts an die Systematik der Entgeltfortzahlung der 
Arbeiter nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz.

	 Bei Angestellten wird die Entgeltfortzahlung 
zukünftig an das Arbeitsjahr gekoppelt. Die bisher 
geltende „Wiedererkrankungsregel“ entfällt. Bei 
wiederholter Dienstverhinderung durch Krankheit 
oder Unglücksfall innerhalb eines Arbeitsjahres 
erfolgt eine Zusammenrechnung der Anspruchs-
zeiten. Ein Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts 
besteht solange, als der Entgeltfortzahlungsan-
spruch nach § 8 Abs 1 AngG nicht ausgeschöpft ist. 
Mit Beginn eines neuen Arbeitsjahres entsteht ein 
neuer Anspruch auf Entgeltfortzahlung, auch wenn 
am Ende des alten Arbeitsjahres kein EFZ- An-
spruch mehr bestanden hat. 

	 Ein voller Entgeltfortzahlungsanspruch im Aus-
maß von 8 Wochen steht zukünftig bereits nach 
dem vollendeten ersten Dienstjahr zu. Bisher war 
dies erst nach fünfjähriger Dauer des Dienstver-
hältnisses der Fall. 

	 Es kommt zu einem eigenständigen Anspruch von 
Angestellten bei Arbeitsunfällen und Berufskrank-
heiten. Der Entgeltfortzahlungsanspruch besteht 
pro Anlassfall ohne Rücksicht auf andere Zeiten 
der Arbeitsverhinderung. 

	 Bei einvernehmlicher Beendigung des Dienstver-
hältnissens während des Krankenstandes oder im 
Hinblick auf einen Krankenstand besteht eine Ent-
geltfortzahlungspflicht des Arbeitgebers, wenn der 
Krankenstand über die einvernehmliche Lösung 
hinaus dauert und der Anspruch auf EFZ noch 
nicht ausgeschöpft ist. 

ÄNDERUNG BEI ARBEITERN 
	 Analog zum Angestelltengesetz wird die Entgeltfort-

zahlungsdauer bereits nach einjähriger Dauer des 
Arbeitsverhältnisses von 6 auf 8 Wochen erhöht. 

	 Wie bei den Angestellten wird auch für Arbeiter im § 
5 EFZG eine Entgeltfortzahlung bei einvernehmlichen 
Beendigungen während Krankenstand vorgesehen. 

ÄNDERUNG BEI LEHRLINGEN
	 Es kommt zu einer Verdoppelung der Entgeltfortzah-

lungsansprüche im Krankheitsfall. In Zukunft erhält 
der Lehrling statt wie bisher 4 Wochen, 8 Wochen 
die volle Lehrlingsentschädigung und für weitere 4 
Wochen, statt bisher 2 Wochen, ein Teilentgelt. 

2. ENTGELTFORTZAHLUNG BEI DIENSTVERHIN-
DERUNGEN AUS SONSTIGEN WICHTIGEN PER-
SÖNLICHEN GRÜNDEN

	 Der Anspruch von Arbeitern auf Entgeltfortzah-
lung bei Dienstverhinderungen aus wichtigen 
persönlichen Gründen wird zwingend gestellt. 
Arbeiter erhalten diesen Anspruch nun auch aus 
Gründen, die nicht im Kollektivvertrag stehen. 
Bisher konnten Kollektivverträge eine Verschlech-
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terung bzw. Einengung dieser 
Verhinderungsgründe vornehmen. 

 Gilt für Dienstverhinderungen ab 01.07.2018

3. KÜNDIGUNGSFRISTEN 
ÄNDERUNG BEI ANGESTELLTEN 
Ab 1. Jänner 2018 gelten die Kündigungsfristen des 
AngG unabhängig vom Beschäftigungsausmaß für alle 
Angestellten. Bisher galt bei einer geringen Wochen-
arbeitszeit von unter 1/5 der Normalarbeitszeit (z.B. 8 
Stunden bei 40 Stunden Normalarbeitszeit) nur eine 
14 tägige Kündigungsfrist. Zukünftig muss bei Ange-
stellten mit geringer wöchentlicher Arbeitszeit eine 
zumindest sechswöchige Kündigungsfrist eingehal-
ten werden. Aber auch die Angestellten selbst haben 
nun eine längere Frist – nämlich mindestens 1 Monat 
– einzuhalten.

Tipp für die Praxis: Im Dienstvertrag Kündi-
gungstermine zum 15. oder Letzten eines Kalender-
monats vereinbaren. 

ÄNDERUNGEN BEI ARBEITERN 
Mit 01.01.2021 werden die Kündigungsfristen und 
Kündigungstermine der Arbeiter an das Angestellten-
gesetz angeglichen. 

FÜR ARBEITGEBERKÜNDIGUNGEN:
Bei Fehlen einer für den Arbeiter günstigeren Verein-
barung, kann das Arbeitsverhältnis mit Ablauf eines 
jeden Kalendervierteljahres durch Kündigung gelöst 
werden. Die Kündigungsfrist beträgt 6 Wochen und er-

höht sich nach dem vollendeten 2. Dienstjahr auf zwei 
Monate, nach vollendetem 5. Dienstjahr auf 3 Monate, 
nach dem vollendeten 15. Dienstjahr auf vier und nach 
vollendetem 25. Dienstjahr auf fünf Monate. 

Für Branchen, in denen Saisonbetriebe überwiegen, 
kann der Kollektivvertrag abweichende (und somit 
auch kürzere) Fristen festlegen. Die Kündigungsfris-
ten können nicht verkürzt werden, jedoch kann ver-
einbart werden, dass die Kündigungsfrist am Fünf-
zehnten oder am Letzten des Kalendermonats endet.

FÜR ARBEITNEHMERKÜNDIGUNGEN:
Mangels einer für ihn günstigeren Vereinbarung, 
kann der Arbeitnehmer das Dienstverhältnis mit dem 
letzten Tag eines Kalendermonats unter Einhaltung 
einer einmonatigen Kündigungsfrist lösen. 

Diese Kündigungsfrist kann durch Vereinbarung bis zu 
einem halben Jahr ausgedehnt werden, doch darf die 
vom Dienstgeber einzuhaltende Frist nicht kürzer sein 
als die mit dem Arbeiter vereinbarte Kündigungsfrist.

Durch KV können für Branchen, in denen Saisonbe-
triebe überwiegen, abweichende Regelungen festge-
legt werden.

Ist das Dienstverhältnis nur für die Zeit eines vorü-
bergehenden Bedarfs vereinbart, so kann es wäh-
rend des ersten Monats von beiden Teilen jederzeit 
unter Einhaltung einer einwöchigen Kündigungsfrist 
gelöst werden.

NEU IM TEAMMAG. JOHANNA VOITHOFER
Jahr der Geburt 1988
Sternzeichen Fisch
Hobbys Tuba spielen, Lesen, Wandern

Ausbildung – Matura an der Handelsakademie
und bisherige  Zell am See 2007
Tätigkeit –  Abschluss des Studiums Wirtschaftspädagogik
   an der Johannes Kepler Universität Linz 2014
  –  Bilanziererin bei ECA Treuhand Partner 
   Steuerberatungs GmbH, Innsbruck 2013 bis 2017 

Arbeitsbereich Bilanzierung, Steuerberater-Berufsanwärterin

im Team seit Jänner 2018
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Das Kinderbetreuungsgeld steht 
in 2 Varianten zur Verfügung:

	 KINDERBETREUUNGSGELD- KONTO 
	 (pauschale Leistung)
	 Eltern erhalten es unabhängig von einer vor der Ge-

burt des Kindes ausgeübten Erwerbstätigkeit. 
	 EINKOMMENSABHÄNGIGES 

	 KINDERBETREUUNGSGELD
	 Damit erhalten Eltern, die sich nur kurz aus dem 

Berufsleben zurückziehen und über ein höheres 
Einkommen verfügen, einen Einkommensersatz. 

Allgemeine Anspruchsvoraussetzungen
	 Anspruch und Bezug von Familienbeihilfe 

	 für das Kind
	 Mittelpunkt der Lebensinteressen in Österreich
	 Rechtmäßiger Aufenthalt in Österreich
	 auf Dauer angelegter gemeinsamer Haushalt mit 

dem Kind und idente Hauptwohnsitzmeldungen
	 Durchführung der Mutter-Kind-Pass-Untersuchun-

gen (fünf Untersuchungen während der Schwan-
gerschaft und fünf Untersuchungen des Kindes)

	 Einhaltung der Zuverdienstgrenze; wird sie  
überschritten, wird das zu Unrecht bezogene  
Kinderbetreuungsgeld für dieses Kalenderjahr  
zurückgefordert

	 bei getrennt lebenden Eltern zusätzlich Obsorge-
berechtigung für das Kind und Bezug der Familien-
beihilfe durch den antragstellenden Elternteil

BEGINN
Das Kinderbetreuungsgeld gebührt nur auf Antrag, 
eine Antragstellung ist frühestens ab dem Tag der Ge-
burt möglich. Die Wahl des Systems ist bei der erstma-
ligen Antragstellung zu treffen und bindet auch den 
zweiten Elternteil. Eine Änderung des Systems ist aus-
nahmslos nur binnen 14 Tagen ab erstmaliger Antrag-
stellung möglich. 

Für die Antragstellung und Auszahlung dieser Leis-
tungen ist jener Krankenversicherungsträger zustän-
dig, bei dem Wochengeld bezogen wurde bzw. bei dem 
man versichert (anspruchsberechtigt) ist bzw. zuletzt 
versichert (anspruchsberechtigt) war.

Hat bisher keine Versicherung bestanden, ist jene Ge-
bietskrankenkasse zuständig, bei der der Antrag auf 
Kinderbetreuungsgeld gestellt wird. 

WECHSEL 
Sowohl im Pauschalsystem als auch beim einkom-
mensabhängigen Kinderbetreuungsgeld können sich 
die Eltern beim Bezug des Kinderbetreuungsgeldes 
höchstens zwei Mal abwechseln, somit können sich 
maximal drei Blöcke ergeben, wobei ein Block stets 
mindestens durchgehend 61 Tage dauern muss.

Ein gleichzeitiger Bezug von Kinderbetreuungsgeld 
durch beide Elternteile ist grundsätzlich nicht mög-
lich – auch nicht für Geschwisterkinder. Eine Ausnah-
me besteht beim erstmaligen Bezugswechsel, dabei 
können die Eltern gleichzeitig höchstens 31 Tage KBG 
beziehen. Die gleichzeitig bezogenen Tage werden von 
der gesamten Anspruchsdauer abgezogen.

VERZICHT UND (VORZEITIGES BEZUGSENDE)
Um eine mögliche Überschreitung der Zuverdienst-
grenze zu vermeiden, kann auf das Kinderbetreuungs-
geld für eine bestimmte Zeit im Vorhinein (jeweils nur 
für ganze Kalendermonate) verzichtet werden. Im Ver-
zichtszeitraum kann auch der andere Elternteil kein 
Kinderbetreuungsgeld beziehen (Ausnahme: erstmali-
ger Bezugswechsel der Eltern).

Der Bezug von KBG kann auch vorzeitig bzw. endgül-
tig beendet werden. Ein neuerlicher Bezug desselben 
Elternteils ist nur nach erneuter Antragstellung und 
nach Ablauf einer Frist von mindestens einem ganzen 
Kalendermonat möglich (Sperrfrist). Ein Bezug des 
anderen Elternteils während dieses vorzeitig beende-
ten Bezugszeitraums ist möglich. Die schriftliche Ver-
zichtserklärung sowie der vorzeitige Beendigungszeit-
punkt müssen rechtzeitig vor der Auszahlung bei der 
Krankenkasse einlangen. 

RUHEN DES KINDERBETREUUNGSGELDES
Das KBG ruht während

	 des Anspruchs auf Wochengeld oder einer wochen-
geldähnlichen Leistung

	 des Anspruchs auf Betriebshilfe nach der Geburt
	 vor der Geburt eines weiteren Kindes, sobald An-

spruch auf eine dieser Leistungen besteht

Ist aber diese Leistung geringer als das KBG, gebührt 
eine Differenzzahlung. Der Anspruch auf Kinderbe-
treuungsgeld ruht ebenfalls, sofern Anspruch auf 
ausländische Familienleistungen besteht, in der 
Höhe der ausländischen Leistungen.

DAS KINDERBETREUUNGSGELD (KBG)
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Achtung: Der Bezug von Kinderbetreuungsgeld ist 
von der Karenz zu unterscheiden! Die Dauer der 
Karenz muss nicht identisch mit der Bezugslänge 
des Kinderbetreuungsgeldes sein!

PARTNERSCHAFTSBONUS 
Wurde das Kinderbetreuungsgeld (beide Systeme) 
von den Eltern annähernd zu gleichen Teilen (50:50 bis 
60:40) und mindestens im Ausmaß von je 124 Tagen 
bezogen, so erhält jedes Elternteil nach Ende des Ge-
samtbezugszeitraums auf Antrag einmalig einen Part-
nerschaftsbonus in Höhe von 500 Euro.

Kinderbetreuungsgeld-Konto 
(Pauschalsystem)

BEZUGSHÖHE
Je nach gewählter Variante zwischen 14,53 Euro bis 
33,88 Euro täglich. 

BEZUGSDAUER
Von 365 bis zu 851 Tage ( rund 12 bis 28 Monate) ab der 
Geburt für einen Elternteil bzw. von 456 bis 1.063 Tage 
(rund 15 bis 35 Monate) ab der Geburt des Kindes bei 
Inanspruchnahme durch beide Elternteile (je nach ge-
wählter Variante).

Von der jeweiligen Gesamtanspruchsdauer pro Kind 
sind 20 % dem zweiten Elternteil unübertragbar vorbe-
halten (in der kürzesten „Variante“ sind das 91 Tage).

Beginnt der Bezug später, endet er früher oder gibt es 
Bezugsunterbrechungen, so verfallen die nicht in An-
spruch genommenen Tage. 

ÄNDERUNG DER ANSPRUCHSDAUER
Die festgelegte Anspruchsdauer kann mittels Ände-
rungsantrag bei jedem Kind einmal geändert werden. 
Der Änderungsantrag kann spätestens 91 Tage vor Ab-
lauf der ursprünglich gewählten Anspruchsdauer ein-
gebracht werden. Die Krankenkasse berechnet einen 
neuen Tagesbetrag und die Eltern werden so gestellt, 
als hätten sie von Anfang an die geänderte Variante 
gewählt. Daher kann sich ein Anspruch auf eine Nach-
zahlung oder eine Rückzahlungspfl icht ergeben. 

ZUVERDIENSTMÖGLICHKEIT 
Beim pauschalen Kinderbetreuungsgeld ist ein jähr-
licher Zuverdienst bis zu 60% der Letzteinkünfte (= 
individuelle Zuverdienstgrenze) möglich. Kann die 

individuelle Zuverdienstgrenze nicht ermittelt wer-
den oder liegt die ermittelte Zuverdienstgrenze unter 
16.200 Euro, so gilt eine Zuverdienstgrenze von 16.200 
Euro pro Kalenderjahr.
Wechseln sich die Eltern beim Bezug des Kinderbe-
treuungsgeldes ab, so besteht für jeden Elternteil eine 
eigene individuelle Zuverdienstgrenze, berechnet 
nach seinen eigenen Einkünften.

Wird diese jährliche (individuelle) Zuverdienstgren-
ze überschritten, ist jener Betrag zurückzuzahlen, um 
den die Zuverdienstgrenze überschritten wurde.

BEIHILFE ZUM PAUSCHALEN 
KINDERBETREUUNGSGELD 
Liegen die Einkünfte des KBG beziehenden Elternteils 
unter 6.800 Euro und die Einkünfte des zweiten El-
ternteils bzw. Partners bei nicht mehr als 16.200 Euro 
im Kalenderjahr, so kann eine Beihilfe zum pauscha-
len KBG beantragt werden. Die Beihilfe beträgt 6,06 
Euro pro Tag und wird für die Dauer von maximal 365 
Tagen ab erstmaliger Antragstellung gewährt. Die Bei-
hilfe muss bei Überschreitung der Zuverdienstgren-
zen zurückgezahlt werden. 

MEHRLINGSGEBURTEN 
Beim pauschalen Kinderbetreuungsgeld (KBG-Konto) 
erhöht sich bei Mehrlingsgeburten das pauschale Kin-
derbetreuungsgeld für das zweite und jedes weitere 
Mehrlingskind um 50% des jeweiligen Tagesbetrages.
Beim einkommensabhängigen Kinderbetreuungsgeld 
gibt es keinen Mehrlingszuschlag.

HÄRTEFÄLLE - VERLÄNGERUNG 
In Fällen in denen ein Elternteil durch ein unabwend-
bares oder unvorhergesehenes Ereignis am Bezug des 
pauschalen Kinderbetreuungsgeldes gehindert ist, hat 
der Gesetzgeber folgendes vorgesehen:

 Auf Antrag verlängert sich beim anderen Elternteil 
für die Zeit der Verhinderung, maximal aber 91 
Tage, die Bezugsdauer des ihm zustehenden Kin-
derbetreuungsgeldes. 

 
 Ein unabwendbares oder unvorhergesehenes 

Ereignis liegt vor bei Tod, Aufenthalt in einer 
Heil- und Pfl egeanstalt, gerichtlich oder behörd-
lich festgestellte häusliche Gewalt, Aufenthalt im 
Frauenhaus oder die Verbüßung einer Haftstrafe. 
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Eine Verlängerung wird auch 
in einem weiteren Fall gewährt:

	 Ein dauerhaft alleinstehender Elternteil hat einen 
Antrag auf Festsetzung des Kindesunterhaltes bei 
Gericht gestellt (es wird aber noch kein Unterhalt 
bezogen bzw. der vom Gericht zugesprochene vor-
läufige Unterhalt übersteigt nicht 100 Euro) und 
verfügt über ein maximales Nettoeinkommen von 
1.400 Euro pro Monat (inkl. Familienleistungen) 
plus je 300 Euro pro Monat für weitere Personen 
im Haushalt, für die Unterhalt geleistet wird.

Einkommensabhängiges System 

BEZUGSHÖHE
80 Prozent der Letzteinkünfte, höchstens 66 Euro täg-
lich (rund 2.000 Euro monatlich)

BEZUGSDAUER
Längstens bis zum 365.Tag ab Geburt des Kindes, wenn 
nur ein Elternteil Kinderbetreuungsgeld bezieht. Bei 
Inanspruchnahme durch beide Elternteile verlängert 
sich die Bezugsdauer um jenen Zeitraum, den der an-
dere Elternteil tatsächlich bezogen hat, maximal aber 
gebührt einkommensabhängiges Kinderbetreuungs-

geld bis zu 426 Tage ab der Geburt des Kindes (ein El-
ternteil kann nie mehr als 365 Tage KBG beziehen).

Jedem Elternteil ist eine Anspruchsdauer von 61 Tagen 
unübertragbar vorbehalten.

ANSPRUCHSVORAUSSETZUNGEN
Neben den allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen 
muss in den 182 Kalendertagen vor der Geburt des Kin-
des eine kranken- und pensionsversicherungspflichti-
ge Erwerbstätigkeit tatsächlich und ununterbrochen 
ausgeübt werden. Es darf keine Leistung aus der Ar-
beitslosenversicherung bezogen werden. Keine Unter-
brechung stellen Krankheit oder Erholungsurlaub bei 
aufrechtem Dienstverhältnis mit Lohnfortzahlung 
dar; Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit bis zu 14 
Tagen sind irrelevant. 

ZUVERDIENSTMÖGLICHKEIT
Ein Zuverdienst ist nur im Ausmaß von 6.800 Euro pro 
Kalenderjahr zulässig. Im gesamten Bezugszeitraum 
dürfen keine Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung bezogen werden. Wird die jährliche Zuverdienst-
grenze überschritten, ist jener Betrag zurückzuzahlen, 
um den die Zuverdienstgrenze überschritten wurde.

KURZ NOTIERT

Lockerung des Kündigungsschutzes für ältere Dienstnehmer
Wird ein Dienstnehmer ab 01.07.2018 eingestellt und ist er zu diesem Zeitpunkt 
bereits mindestens 50 Jahre alt, spielt das Lebensalter bei der Prüfung, ob eine 
Dienstgeberkündigung sozialwidrig ist, keine Rolle mehr.

Beschäftigungsbonus
Der Beschäftigungsbonus wird vorzeitig abgeschafft. Anträge waren 
nur noch bis 31.01. 2018 möglich.

Elektro-Auto
Kann der Dienstnehmer sein eigenes Elektroauto beim Dienstgeber kostenlos 
aufladen, ist kein Sachbezug anzusetzen, wenn in der Gemeinde kostenlose 
E-Ladestationen vorhanden sind.

Kilometergeld
Die Stromkosten für Elektroautos sind mit dem amtlichen Kilometergeld 
abgegolten (gilt als Treibstoff ).
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Das Arbeitsmarktservice zielt mit einer Beihilfe zur 
Verbesserung der Qualifi zierung auf gering qualifi zier-
te und ältere Arbeitnehmer ab. Durch die stärkere Ein-
beziehung in betriebliche Weiterbildungsaktivitäten 
sollen die Beschäftigungsfähigkeit und Arbeitsplatzsi-
cherheit, die Berufslaufbahn sowie die Einkommenssi-
tuation dieser Personengruppe verbessert werden. 

Gefördert werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer mit Pfl ichtschulabschluss bis hin zu Arbeitneh-
mern mit Lehrabschluss bzw. Abschluss einer Berufs-
bildenden Mittleren Schule. Zusätzlich umfasst diese 
Maßnahme auch Arbeitnehmer mit höherer Ausbil-
dung als Pfl ichtschulabschluss, die das 45. Lebensjahr 
vollendet haben. 

Die Arbeitnehmer müssen sich in einem vollversiche-
rungspfl ichtigen oder karenzierten Arbeitsverhältnis 
befi nden. 

NICHT GEFÖRDERT WERDEN
 Unternehmenseigentümer
 Mitglieder der zur Geschäftsführung

  berufenen Organe
 Lehrlinge 
 Arbeitnehmer in einem unkündbaren Arbeitsver-

hältnis (Beamte oder Arbeitnehmer in defi nitiv 
gestellten Arbeitsverhältnissen)

 überlassene Arbeiter von gewerblichen Arbeitskräfte-
überlassern, für die der Sozial- und Weiterbildungs-
fonds eine Förderung der Weiterbildung vorsieht 

DAMIT EINE AUSBILDUNG FÖRDERBAR IST, 
MUSS DIE FÖRDERMASSNAHME ZUR VERWIRK-
LICHUNG ZUMINDEST EINES VORDEFINIER-
TEN ARBEITSMARKTPOLITISCHEN ZIELS BEI-
TRAGEN (beispielhafte Aufzählung): 

 Der Wechsel zu einem höherwertigen
  Arbeitsplatz/ zu einer höherwertigen Tätigkeit 
 am selben Arbeitsplatz

 Die Verbesserung von Basiskompetenzen 
 (z.B. Deutschkenntnisse, Computerkenntnisse) 

 Der Abschluss einer zertifi zierten Ausbildung 
 oder eine fachliche Spezialisierung

 Eine höhere Entlohnung
 Die Übernahme altersgerechter Tätigkeiten  

am selben Arbeitsplatz

 Der Wechsel auf einen altersgerechten/weniger 
belastenden Arbeitsplatz (nach Vollendung 

 des 45. Lebensjahres) 
 Eine Anpassung an den aktuellen Stand 

 der Technik/des Wissens (nach Vollendung 
 des 45. Lebensjahres) 

Diese Förderung können alle Arbeitgeber erhalten, aus-
genommen sind juristische Personen des öff entlichen 
Rechts, politische Gemeinden, die Gebietskörperschaf-
ten sowie Unternehmen in Schwierigkeiten. 

Die Förderung richtet sich auf arbeitsmarktbezogene, 
überbetrieblich verwertbare Kurse mit einer Mindest-
dauer von 24 Kursstunden. Ein Förderbegehren muss 
spätestens eine Woche vor Kursbeginn bei der zustän-
digen Geschäftsstelle des AMS erfolgen. 

VON DER FÖRDERUNG AUSGESCHLOSSEN 
SIND (BEISPIELHAFTE AUFZÄHLUNG):

 ordentliche Studien oder Lehrgänge an Universitä-
ten oder Fachhochschulen und von in Zusammenar-
beit mit diesen durchgeführten Studien oder Lehr-
gängen und sonstigen Aus- und Weiterbildungen 

 Meetings, Tagungen, oder Konferenzen mit reinem 
Informationscharakter 

 reine Produktschulungen
 nicht arbeitsmarktorientierte Kurse 
 Kurse, die reine Anlernqualifi kationen für einfache 

Tätigkeiten vermitteln 
 Standardausbildungsprogramme im Sinne einer 

Grundausbildung 
 Kurse von betriebsspezifi schen Schulungseinrich-

tungen 
 Kurse, die im Ausland stattfi nden oder reinen 

Sport- und Freizeitcharakter haben
 Ausbildungen, die in keinem Zusammenhang mit 

dem aktuellen oder zukünftigen Arbeitsplatz beim 
Förderungsnehmer stehen

Die Höhe der Förderung beträgt  50% der Kurskosten 
sowie 50% der Personalkosten ab der 25. Kursstunde; 
bei Arbeitnehmer/innen mit höchstens Pfl ichtschulab-
schluss ab der 1. Kursstunde. 

Die Förderung darf pro Person und Begehren 
10.000 Euro nicht übersteigen. 

QUALIFIZIERUNGSFÖRDERUNG FÜR BESCHÄFTIGTE

  STB PETER BLIEM, MAG. CHRISTINE HOLLEIS, MARION HÖLLWERTH, CONNY LANGHOFER,
 KURT SCHÖPPL, MELANIE RAINSBERGER UND MAG. BIRGIT WÜNSCHE
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Die Bestimmungen der DSGVO und des österrei-
chischen Datenschutzgesetzes (DSG) in der Fas-
sung des Datenschutz- Anpassungsgesetzes 2018 
gelten ab 25. Mai 2018. Bis dahin müssen alle Da-
tenanwendungen sowie die betriebliche Organi-
sation an die neue Rechtslage angepasst werden. 
Bei massiver Nichteinhaltung der Vorschriften 
und Verstößen muss mit empfindlichen Geld-
strafen gerechnet werden.

Die Verordnung (EU) 2016/679 des EU-Parlaments 
und des Rates (27. April 2016) zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr (Datenschutz-Grund-
verordnung) wurde am 4. Mai 2016 veröffentlicht.

Die DS-Grundverordnung tritt am 25. Mai 2018 in Gel-
tung. Als EU-Verordnung gilt dieses Recht unmittel-
bar in jedem EU-Mitgliedstaat. Gewisse Anpassungen 
sind aber dem österreichischen Gesetzgeber erlaubt. 
Österreich hat dazu im Sommer 2017 das Daten-
schutz-Anpassungsgesetz 2018 erlassen. Bis 24. Mai 
2018 gelten noch die bisherigen Bestimmungen des 
Datenschutzgesetzes 2000.

Wir wollen Ihnen einen kurzen Überblick über die 
wichtigsten Inhalte der Verordnung geben:

	 Keine Meldepflicht mehr bei der Datenschutzbe-
hörde bzw. im Datenverarbeitungsregister (DVR) 
– die DVR-Nummer fällt künftig weg.

	 Datenverarbeitung personenbezogener Daten  
ist grundsätzlich verboten. Ausnahmen von  
diesem Verbot: es bedarf einer Rechtsgrundlage 
(zB kann die Verarbeitung durch Vertrag oder  
Gesetz etc. ermöglicht werden). Geschützt sind 
die Daten natürlicher Personen, nicht jene  
von juristischen Personen.

	 Datenverarbeitung im Sinne der DSGVO liegt auch 
vor, wenn Unterlagen in Papierform in struktur-
ierter Weise abgelegt werden (zB Kundenkartei). 

	 Für die Anwendbarkeit der DSGVO muss also  
die Datenverarbeitung nicht unbedingt  
mit Computer stattfinden.

	 Die DSGVO müssen die verantwortlichen Perso-
nen beachten (insbes. Unternehmen, Behörden; 

werden als „Verantwortliche“ bezeichnet), welche 
personenbezogene Daten verarbeiten (Erheben, 
Erfassen, Organisieren, Ordnen, Speichern, Ver-
ändern, Auslesen, etc. von Daten). Personenbe-
zogene Daten sind solche Daten, die einer Person 
zugeordnet werden können.

	 Über die Verarbeitungstätigkeiten muss vom 
Verantwortlichen ein Verzeichnis geführt wer-
den (unter Angabe der Art der Verarbeitung (zB 
„Kundenverwaltung“), welche Personen betroffen 
sind, Zweck der Verarbeitung, Frist für Löschung 
der Daten, Empfänger denen gegenüber die Daten 
offengelegt wurden).

	 Grundsatz der Datenminimierung und Speicher-
beschränkung: Es sollen nur die Daten erfasst 
werden, die unbedingt für die Zweckerreichung 
notwendig sind. Daten dürfen nur so lange gespei-
chert werden, als sie für die Zweckerreichung der 
Datenverarbeitung erforderlich sind. Ist das nicht 
mehr der Fall, müssen die Daten gelöscht werden. 

	 Vorsicht auch bei Übermittlung von personen-
bezogenen Daten in Länder außerhalb der EU 
– das ist nur unter bestimmten Voraussetzungen 
erlaubt (Achtung daher bei Inanspruchnahme von 
Cloud-Diensten; wir empfehlen einen Dienstan-
bieter zu wählen, der sich mit seinem Rechenzent-
rum im EU-Raum befindet) 

	 Pseudonymisierung und Anonymisierung der  
Daten (d.h. Daten können nicht mehr so einfach 
oder gar nicht mehr einer Person zugeordnet  
werden) – soweit das nach wirtschaftlicher  
Betrachtung möglich ist

	 Privacy by Design – Datenschutzüberlegungen 
sollten schon bei Neuanschaffungen eines EDV-
Systems beachtet werden und DS-freundliche 
Voreinstellungen/Gestaltung in der Anwender-
software integriert sein; Verwendung Kennwort-
schutz und Datenverschlüsselung

	 Auskunftspflicht – betroffene Personen können 
beim Verantwortlichen (Unternehmen) anfragen, 
welche Daten über sie gespeichert sind. Darüber 
muss dann das Unternehmen innerhalb eines 
Monats Auskunft geben. Die betroffene Person hat 
das Recht, eine Kopie des Datensatzes zu erhalten.

	 Meldepflicht bei der Behörde bei Verletzung des 
Rechts auf Schutz der Daten (zB bei Hack-Angriff, 

EU-DATENSCHUTZ-GRUNDVERORDNUNG
(EU-DSGVO) - ÜBERBLICK



Notebook geht verloren und auf diesem sind per-
sonenbezogene Daten gespeichert, etc.). Meldung 
innerhalb von 72 Stunden. Zudem müssen die 
betroff enen Personen von einer Verletzung des 
Schutzes ihrer personenbezogenen Daten infor-
miert werden – die Rufschädigung des Unterneh-
mens kann hier sehr groß werden.

 Hohe Strafen: Wird der Auskunftspfl icht bzw. 
der Meldepfl icht nicht nachgekommen, können 
je nach Schwere Strafen bis zu 20 Mio Euro oder 
bei Unternehmen bis zu 4% des Umsatzes 
verhängt werden.

Daneben gibt es noch zahlreiche andere Bestimmun-
gen, wie beispielsweise Rechte/Pfl ichten zur Auf-
tragsverarbeitung, die Pfl icht zur Einrichtung eines 
Datenschutzbeauftragten (unter gewissen Vorausset-
zungen), die (verpfl ichtende) Einwilligung der betrof-
fenen Person zur Datenverarbeitung, Widerspruchs-
recht auf Verarbeitung, besondere Bestimmungen 
zum Profi ling, etc.

Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.
STB. MAG. THOMAS FRITZENWALLNER

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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Mit 25. Mai 2018 endet die 2jährige Übergangsfrist 
und die Erfüllung der DSGVO wird ab diesem Tag 
zu einer gesetzlichen Verpfl ichtung.
Wesentliche, damit verbundene Pfl ichten für Unterneh-
men (und andere Organisationen) umfassen die Nach-
weispfl icht, die Meldepfl icht, die Erfüllung der Betroff e-
nenrechte, die Schulung der Mitarbeiter, die Gestaltung 
geeigneter technischer und (!) organisatorischer Maß-
nahmen und die laufende Weiterentwicklung und An-
passung dieser.

Wie das gehen soll?

Instrumente wie Verfahrensverzeichnis, Auftragge-
bervereinbarungen, Geheimhaltungsverpfl ichtungen, 
defi nierte Prozesse zur eff ektiven Abwicklung von Be-
troff enenrechten, die Festlegung und Gestaltung von 
Datensicherheitsmaßnahmen, die Schulung von Mit-
arbeitenden und eine periodische Beschäftigung helfen 
dabei Routine zu erlangen.               

Referent:
Mag. Harald Thurner
zert. Datenschutzbeauftragter 
Unternehmensberater

DATENSCHUTZ IST EIN GRUNDRECHT
NUTZEN FÜR UNTERNEHMEN UND ANDERE ORGANISATIONEN
PFLICHTEN DER UNTERNEHMEN UND ANDEREN ORGANISATIONEN
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN
UMSETZUNGSSCHRITTE

BRINGEN SIE IHRE FRAGEN MIT – 
  WIR VERSUCHEN ANTWORTEN ZU FINDEN.

Sichern Sie sich jetzt schon durch Ihre Anmeldung bei Frau Andrea Dreier 
unter der T. 06565 6598 371 oder unter a.dreier@fritzenwallner-gandler.at 
als unser Klient Ihren freien Eintritt.

VORTRAG: INFORMATIONEN ZUR DSGVO-UMSETZUNG 
MITTWOCH, 18. APRIL 2018 UM 19:00 UHR 
IM TAURISKA-KAMMERLANDERSTALL IN NEUKIRCHEN
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FAMILIENBONUS PLUS AB 2019
(MINISTERIALENTWURF DES FINANZMINISTERIUMS VOM MÄRZ 2018)

Mit einer Änderung des Einkommensteuergesetzes soll – wie im Regierungs- 
programm 2017 bis 2022 festgelegt – für jedes Kind ein neuer Absetzbetrag zustehen. 
Dieser ab 2019 geltende „Familienbonus Plus“ soll 1.500 Euro jährlich für Kinder 
bis zum 18. Lebensjahr und 500 Euro jährlich für jedes volljährige Kind betragen. 
Um auch geringverdienende AlleinerzieherInnen und AlleinverdienerInnen 
nachhaltig zu entlasten, soll zudem eine Steuererstattung eingeführt werden. 
Dieser „Kindermehrbetrag“ bewirkt, dass diese Personengruppe jedenfalls in 
Höhe von 250 Euro pro Kind entlastet wird. Im Gegenzug sollen sowohl der Kinder-
freibetrag als auch die Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten entfallen.

1.	FAMILIENBONUS PLUS 
	 ALS NEUER ABSETZBETRAG

Der Familienbonus Plus soll als erster Absetzbetrag 
von der nach dem Einkommensteuertarif errechne-
ten Steuer abzuziehen sein. Er kann jedoch maximal 
bis zum Betrag der tarifmäßigen Steuer in Ansatz ge-
bracht werden. Durch den Familienbonus Plus kann 
somit kein Steuerbetrag unter null zustande kommen. 
Durch andere Absetzbeträge – z.B. den Verkehrsab-
setzbetrag – kann es allerdings in Zusammenhang mit 
dem Familienbonus Plus zu einer Einkommensteuer 
unter null und in Folge bei Erfüllung der weiteren Vo-
raussetzungen zu einer Sozialversicherungsbeitrags-
rückerstattung kommen.

BEISPIEL 1:
Ein Angestellter beantragt und erhält für zwei min-
derjährige Kinder den halben Familienbonus Plus 
für das gesamte Kalenderjahr (2 x 750 Euro = 1.500 
Euro; zu den Verteilungsmöglichkeiten siehe unter 
Punkt 3). Er hat keinen Anspruch auf den Alleinver-
diener- oder Alleinerzieherabsetzbetrag, allerdings 
Anspruch auf den Verkehrsabsetzbetrag. Seine Ta-
rifsteuer vor Berücksichtigung der Absetzbeträge 
beträgt 1.800 Euro. Durch den Abzug des Famili-
enbonus Plus sinkt diese auf 300 Euro. Von diesen  
300 Euro wird der Verkehrsabsetzbetrag in Höhe von 
400 Euro subtrahiert. Gemäß § 33 Abs. 2 EStG ergibt 
sich damit eine Einkommensteuer von -100 Euro. So-
fern Sozialversicherungsbeiträge in ausreichender 
Höhe geleistet wurden (hier: zumindest 200 Euro), 
kann der Betrag von 100 Euro gemäß § 33 Abs. 8 EStG 
rückerstattet werden.

BEISPIEL 2:
Wie Beispiel 1; allerdings beträgt die Tarifsteuer vor 
Berücksichtigung der Absetzbeträge nunmehr 1.000 
Euro. Durch den Abzug des Familienbonus Plus in 
Höhe von 1.500 Euro sinkt diese auf null Euro, da der 
Familienbonus Plus nicht zu einem Steuerbetrag un-
ter Null führen kann. Davon wird wiederum der Ver-
kehrsabsetzbetrag von 400 Euro subtrahiert.. 

Gemäß § 33 Abs. 2 EStG ergibt sich demnach eine Ein-
kommensteuer von -400 Euro. Sofern Sozialversiche-
rungsbeiträge in ausreichender Höhe geleistet wurden 
(hier: zumindest 800 Euro), kann der Betrag von 400 
Euro gemäß § 33 Abs. 8 EStG rückerstattet werden.

2.	 ANSPRUCHSVORAUS-
	 SETZUNGEN UND HÖHE

Anspruchsvoraussetzung für den Familienbonus Plus 
soll sein, dass für das Kind Familienbeihilfe nach 
dem Familienlastenausgleichsgesetz (FLAG 1967) ge-
währt wird. Beginnt oder endet der Bezug von Famili-
enbeihilfe während des Kalenderjahres, besteht daher 
Anspruch auf den Familienbonus Plus für jene Mona-
te, für welche Familienbeihilfe bezogen wird.

Die Höhe des Familienbonus Plus bestimmt sich nach 
dem Alter des Kindes:

	 Bis zum 18. Geburtstag des Kindes stehen 
	 125 Euro monatlich (1.500 Euro pro Jahr) zu, 
	 und zwar auch noch für den Monat, in dem 
	 das Kind 18 Jahre alt wird.

 	 Nach Ablauf des Monats, in den der 18. Geburts-
tag des Kindes fällt, stehen 41,68 Euro monatlich 
(500,16 Euro pro Jahr) so lange zu, so lange für das 
Kind Familienbeihilfe gewährt wird.
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Die Höhe des Familienbonus Plus soll zudem davon 
abhängen, in welchem Land sich das Kind aufhält: Für 
Kinder, die sich ständig außerhalb Österreichs, aber 
innerhalb der Europäischen Union, des Europäischen 
Wirtschaftsraumes oder der Schweiz aufhalten, soll 
– ebenso wie bei der Familienbeihilfe, beim Kinder-
absetzbetrag, Alleinverdiener-, Alleinerzieher- und 
Unterhaltsabsetzbetrag – eine Indexierung des Fa-
milienbonus Plus anhand der tatsächlichen Lebens-
haltungskosten des Kindes erfolgen. Für Kinder, die 
sich ständig außerhalb der EU, des EWR oder der 
Schweiz aufhalten, soll kein Familienbonus Plus be-
antragt werden können.

Von der Höhe des Absetzbetrages abgesehen, beste-
hen keine systematischen Unterschiede zwischen dem 
Familienbonus Plus für minderjährige und volljährige 
Kinder. Auch wenn die Familienbeihilfe direkt an das 
volljährige Kind ausgezahlt wird, bleibt der Familien-
beihilfenberechtigte (typischerweise ein Elternteil) 
für den Familienbonus Plus antragsberechtigt.

Der Familienbonus Plus soll – wie das auch beim Al-
leinverdiener- und Alleinerzieherabsetzbetrag der 
Fall ist – ausschließlich unbeschränkt Steuer-
pflichtigen gewährt werden (Wohnsitz oder ge-
wöhnlicher Aufenthalt im Inland). Bei Vorliegen der 
Voraussetzungen ist für beschränkt Steuerpflichtige 
eine Option in die unbeschränkte Steuerpflicht nach  
§ 1 Abs. 4 EStG und damit gleichfalls eine Beantragung 
des Familienbonus Plus möglich.

3.	 ANTRAGSBERECHTIGTE

Als Antragsberechtigte für den Familienbonus Plus 
kommen in Betracht:

	 Der Familienbeihilfenberechtigte
 	 Der (Ehe-)Partner des Familien-

	 beihilfenberechtigten
 	 Der Unterhaltsverpflichtete, dem für das Kind 

	 ein Unterhaltsabsetzbetrag zusteht.

Typischerweise wird es sich dabei um die 
beiden Elternteile handeln.

3.1.	 UNTERHALTSABSETZBETRAG 
	 STEHT NICHT ZU
Grundsätzlich sind der Familienbeihilfenberechtig-
te und dessen (Ehe-)Partner anspruchsberechtigt 
(das ist jene Konstellation, in der für das Kind keinem 
Elternteil der Unterhaltsabsetzbetrag zusteht). Als 
(Ehe-)Partner ist – entsprechend § 106 Abs. 3 EStG 
– eine Person zu verstehen, die mit dem Familienbei-
hilfenberechtigten verheiratet ist oder mit diesem und 
mindestens einem haushaltszugehörigen Kind in einer 
Lebensgemeinschaft lebt, wobei Partnerschaften nach 
dem Gesetz über Eingetragene Partnerschaften dem 
gleichzuhalten sind. Im Gegensatz zu § 106 EStG soll 
aber für das Vorliegen einer Partnerschaft kein An-
spruch auf Familienbeihilfe für mehr als sechs Monate 
im Kalenderjahr erforderlich sein.

Den Familienbonus Plus können der Familienbeihil-
fenberechtigte und/oder dessen (Ehe-)Partner wie 
folgt beantragen:

 entweder einer der beiden 100 %
 oder beide jeweils 50 %.

Wird von den Antragsberechtigten in Summe mehr 
als der zustehende Familienbonus Plus beantragt, soll 
es zu einer Hälfteaufteilung kommen.

Der Familienbonus Plus soll grundsätzlich einer  
monatsweisen Betrachtung unterliegen. Die Entschei-
dung von (Ehe-)Partnern, ob nur einer der beiden 
den Familienbonus Plus zur Gänze beantragt oder ob  
beide jeweils die Hälfte beantragen, soll aber nur jah-
resweise möglich sein. Der Familienbonus Plus ist 
stets pro Kind zu betrachten, d.h. eine unterschiedli-
che Aufteilung für einzelne Kinder soll möglich sein

3.2.	 UNTERHALTSABSETZBETRAG STEHT ZU
In diesem Fall soll der Familienbonus Plus zwingend 
geteilt werden: Der Familienbeihilfenberechtigte 
kann eine Hälfte und der Unterhaltsabsetzbetrags-
berechtigte die andere Hälfte beantragen. Dabei ist 
auf die Anzahl der Monate abzustellen, für die der 
Unterhaltsabsetzbetrag zusteht: Nur für jene Monate, 
in denen die gesetzliche Unterhaltspflicht tatsächlich 
erfüllt wird, soll dem Unterhaltszahler der halbe Fa-
milienbonus Plus zustehen.
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BEISPIEL 3:	
Die Steuerpflichtigen A und B haben ein Kind von 10 
Jahren und leben getrennt (oder sind geschieden). 
Alle leben in Österreich. A bezieht das gesamte Ka-
lenderjahr Familienbeihilfe für das Kind. B leistet das 
gesamte Kalenderjahr den gesetzlichen Unterhalt, 
weshalb für 12 Monate der Unterhaltsabsetzbetrag 
zusteht. A und B können jeweils die Hälfte (750 Euro) 
des Familienbonus Plus beantragen. Auch wenn A ei-
nen neuen (Ehe-)Partner hat, steht diesem kein Fami-
lienbonus Plus für das Kind zu.

BEISPIEL 4:
Die Steuerpflichtigen A und B haben ein Kind von 10 
Jahren und leben getrennt (oder sind geschieden). 
Alle leben in Österreich. A bezieht das gesamte Ka-
lenderjahr Familienbeihilfe für das Kind. B leistet nur 
unregelmäßig den gesetzlichen Unterhalt, weshalb 
nur für 4 Monate der Unterhaltsabsetzbetrag zusteht.  
A steht dafür für 8 Monate der volle Familienbonus 
Plus zu (8 x 125 Euro = 1.000 Euro). Für 4 Monate 
ist der Familienbonus Plus zwischen A und B aufzu-
teilen (4 x 62,50 Euro = 250 Euro). A kann daher 1.250 
Euro Familienbonus Plus beantragen und B kann 250 
Euro beantragen. Wenn A einen neuen (Ehe-)Partner 
hat, kann der Familienbonus Plus, der A als Familien-
beihilfenberechtigten für 8 Monate voll zusteht, auch 
von C beantragt werden oder zwischen A und C je zur 
Hälfte aufgeteilt werden.

BEISPIEL 5:
Die Steuerpflichtigen A und B haben ein Kind von 10 
Jahren, leben zuerst in Lebensgemeinschaft und tren-
nen sich am 20. Mai. Alle leben in Österreich. A be-
zieht das gesamte Kalenderjahr Familienbeihilfe für 
das Kind. B leistet ab Juni den gesetzlichen Unterhalt, 
weshalb für 7 Monate der Unterhaltsabsetzbetrag 
zusteht. Für Jänner bis Mai kann der Familienbonus 
Plus entweder von A und B je zur Hälfte (5 x 62,50 
Euro = 312,50 Euro) oder nur einem der beiden zu 100 
% (5 x 112 Euro = 625 Euro) beantragt werden. Für Juni 
bis Dezember können A und B je die Hälfte beantragen 
(7 x 62,50 Euro = 437,50 Euro). Beantragen A und B in 
Summe mehr als 1.500 Euro, wird der Familienbonus 
Plus bei beiden auf die Hälfte (750 Euro) reduziert.

Wenn bei getrennt lebenden Eltern einer von beiden 
überwiegend für die Kinderbetreuungskosten auf-
kommt, soll der Elternteil, der diese Kosten überwie-
gend leistet, ausnahmsweise 90 % des zustehenden 
Familienbonus Plus in Anspruch nehmen können. Der 
Unterhaltsverpflichtete ist von dieser Möglichkeit al-
lerdings ausgeschlossen, wenn er seine gesetzlichen 
Unterhaltspflichten nicht zur Gänze erfüllt. Diese 
Regelung samt der Anknüpfung an den auslaufenden 
Begriff der Kinderbetreuungskosten im Sinne von § 34 
Abs. 9 EStG scheint in der momentanen Fassung noch 
einigermaßen unausgegoren zu sein.

4.	 KINDERMEHRBETRAG

Besteht Anspruch auf den Alleinverdiener- oder 
Alleinerzieherabsetzbetrag und beträgt die Ein-
kommensteuer vor Berücksichtigung aller zuste-
henden Absetzbeträge weniger als 250 Euro, soll 
eine Steuererstattung (Kindermehrbetrag) zuste-
hen. Die Erstattung bemisst sich von der Tarifsteuer 
vor Berücksichtigung von Absetzbeträgen, sodass der 
Familienbonus Plus und die übrigen Absetzbeträge in-
soweit nicht zu berücksichtigen sind.

BEISPIEL 6:
Ein nichtselbständiger Alleinerzieher bezieht für ein in 
Österreich lebendes Kind für mehr als sechs Monate 
im Kalenderjahr Familienbeihilfe. Seine Tarifsteuer vor 
Berücksichtigung des Familienbonus Plus und sonsti-
ger Absetzbeträge beträgt 150 Euro. Dem Steuerpflich-
tigen steht ein Kindermehrbetrag von 100 Euro zu. 
Dieser ergibt sich aus der Differenz zwischen 250 Euro 
und der Steuer in Höhe von 150 Euro. Von dieser Steuer 
sind der Familienbonus Plus für ein Kind, der Allein-
erzieherabsetzbetrag für ein Kind und der Verkehrs-
absetzbetrag abzuziehen. Der Familienbonus Plus ist 
dabei nur bis zur Höhe der Tarifsteuer (150 Euro) zu 
berücksichtigen. Da der Alleinerzieherabsetzbetrag in 
Höhe von 494 Euro und die SV-Beiträge in Höhe von 50 
% (maximal 400 Euro bzw. bei Zustehen eines Pendler-
pauschales maximal 500 Euro) erstattet werden, ergibt 
sich neben dem Familienbonus Plus von 150 Euro auch 
ein Kindermehrbetrag von 100 Euro und eine Negativ-
steuer in maximaler Höhe von 894 Euro (ohne Pendler-
pauschale) bzw. 994 Euro (mit Pendlerpauschale).



BEISPIEL 7:
Ein nichtselbständiger Alleinerzieher bezieht für zwei 
in Österreich lebende Kinder für mehr als sechs Mo-
nate im Kalenderjahr Familienbeihilfe. Seine Tarif-
steuer vor Berücksichtigung des Familienbonus Plus 
und sonstiger Absetzbeträge beträgt 300 Euro. Dem 
Steuerpfl ichtigen steht ein Kindermehrbetrag von 200 
Euro zu. Dieser ergibt sich aus der Diff erenz zwischen 
500 Euro (250 Euro x 2) und der Steuer in Höhe von 
300 Euro. Von dieser Steuer sind der Familienbonus 
Plus für zwei Kinder, der Alleinerzieherabsetzbetrag 
für zwei Kinder und der Verkehrsabsetzbetrag abzu-
ziehen. Der Familienbonus Plus ist dabei nur bis zur 
Höhe der Tarifsteuer (300 Euro) zu berücksichtigen. 
Da der Alleinerzieherabsetzbetrag in Höhe von 669 
Euro und die SV-Beiträge in Höhe von 50 % (maximal 
400 Euro bzw. bei Zustehen eines Pendlerpauschales 
maximal 500 Euro) erstattet werden, ergibt sich ne-
ben dem Familienbonus Plus von 300 Euro auch ein 
Kindermehrbetrag von 200 Euro und eine Negativ-
steuer in maximaler Höhe von 1.069 Euro (ohne Pend-
lerpauschale) bzw. 1.169 Euro (mit Pendlerpauschale).

Für Kinder, die sich in einem anderen Staat der EU, 
des EWR oder in der Schweiz aufhalten, soll der maß-
gebende Betrag von 250 Euro – so wie bei der Fami-
lienbeihilfe, beim Familienbonus Plus und bei den 
weiteren Absetzbeträgen für Familien – indexiert 
werden. Für Kinder, die sich ständig in Drittstaaten 
aufhalten, soll der Kindemehrbetrag nicht zustehen.

Wie der Alleinverdiener- und Alleinerzieherabsetzbe-
trag ist auch der Kindermehrbetrag an die Vorausset-
zung geknüpft, dass ein Kind im Sinne des § 106 Abs. 1 
EStG vorliegen muss. Das setzt den Bezug von Famili-
enbeihilfe für mehr als sechs Monate für das jeweilige 
Kind im Kalenderjahr voraus.

Der Kindermehrbetrag soll dann nicht zustehen, 
wenn ganzjährig Sozialleistungen wie insbesondere 
Arbeitslosengeld und Notstandshilfe, Leistungen aus 
der Grundversorgung oder Mindestsicherung bezo-
gen werden.

5. LOHNVERRECHNUNG 
 UND PFLICHTVERANLAGUNG

Der Familienbonus Plus soll grundsätzlich in der 
Lohnverrechnung berücksichtigt werden können. 
Dies soll – wie schon bisher beim Alleinverdiener- 
und Alleinerzieherabsetzbetrag – auf Grundlage ei-
ner Erklärung des Arbeitnehmers erfolgen. Es soll 
vorgesehen werden, dass der Arbeitgeber die für die 
korrekte Berücksichtigung des Familienbonus Plus 
notwendigen Angaben in das Lohnkonto des Arbeit-
nehmers aufzunehmen hat.

Wie dies insbesondere auch beim Alleinverdiener- 
und Alleinerzieherabsetzbetrag der Fall ist, soll eine 
Pfl ichtveranlagung stattfi nden, wenn der Familien-
bonus Plus im Zuge der Lohnverrechnung unrichtig 
berücksichtigt wurde.

STB. DR. PETER PÜLZL, LL.M.
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... zum 30. Geburtstag 

WIR GRATULIEREN

MAG. JOHANNA VOITHOFER
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WIR HELFEN
IHNEN BEIM 

WACHSEN

NEUER FRÜHLING!
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Bei besten Pistenverhältnissen konn-
ten wir am 03. März 2018 einen herr-
lichen Skitag in der Wildkogel-Arena 
genießen. 

Treffpunkt war um 09:00 Uhr im 
Bergrestaurant der Wildkogelbah-
nen, wo nach einem herzhaftem 
Frühstück die bestens präparierten 
Pisten der Wildkogel-Arena und der 
neue 10er-Kabinenbahn „Ganzer X-
press“ ausgiebig getestet wurden. 
Nach einem sportlichen Skitag lie-
ßen wir diesen herrlichen Tag  in den 
Après-Ski-Bars der Wildkogel-Arena 
noch gebührend ausklingen. 
                                                                                                                                

ANDREA DREIEREIN HERZLICHES VERGELT’S GOTT AN DIESER STELLE 
AN UNSERE CHEF’S:
StB Hermann Gandler, StB Mag. Thomas Fritzenwallner 
und StB Mag. Julian Holleis sowie an Bernhard Gruber, CMC.

NEU IM TEAMMARIA KIRCHNER
Jahr der Geburt	 1992
Sternzeichen	 Krebs
Hobbys	 Zeit in der Natur verbringen

Ausbildung	 –	 Matura an der Handelsakademie
und bisherige		  Zell am See 2011
Tätigkeit	 – 	Abschluss des Bachelorstudiums Anglistik 
			   und Amerikanistik an der Paris Lodron 
			   Universität Salzburg 2015
		  –	 Abschluss des Bachelorstudiums 
			   Kommunikationswissenschaft an der 
			   Paris Lodron Universität Salzburg 2015
		  –	 Abschluss des Masterstudiums Kommuni-
			   kationswissenschaft an der Paris Lodron 
			   Universität Salzburg 2017
		  –	 Praktikum: STRABAG Zell am See, Tourismus-
			   büro Uttendorf, Red Bull Media House Salzburg, 
			   Nationalparkverwaltung Mittersill
			   Bisherige Tätigkeit: Sachbearbeiterin 
			   Nationalparkverwaltung Mittersill
 
Arbeitsbereich	 Bilanzierung, gepl. Steuerberater-Berufsanwärterin

im Team seit	 März 2018

SKITAG WILDKOGEL – MÄRZ 2018



steuern und trends22

TRADITIONELL UND MODERN –
DER WEYERHOF IN NEUEM GLANZ

Redaktion: Herr Meilinger, vor der Wintersaison 
2017/18 fand die große Wiedereröffnung des 
Weyerhofes statt. Was hat sich verändert?

Franz Meilinger:
Unser fast 900 Jahre altes Haus wurde komplett 
generalsaniert. Sämtliche Leitungen, die gesamte 
Elektrik sowie Dachstuhl und Fenster wurden 
komplett erneuert. Außerdem wurde nordseitig 
ein Anbau geschaffen, um Platz für Küche, Lager- 
und Wirtschaftsräume zu gewinnen. 

Wie ist es Ihnen gelungen, beim Umbau sowohl 
die Tradition des altehrwürdigen Weyerhofs 
beizubehalten und trotzdem den Anforderungen 
des modernen Gastes nachzukommen?

M.: In erster Linie wurden so viele Elemente wie 
irgend möglich erhalten, restauriert und wiederver-
wendet. So z.B. die alten Holzböden, Türen, Möbel, etc.  

Jedoch bei den sanitären Einrichtungen wurde großer 
Wert auf zeitgemäße Ausstattung und Komfort gelegt.

Beim Umbau eines alten Hauses kommen meistens 
einige „Überraschungen“ zutage. War das auch 
beim Weyerhof der Fall?

M.: Natürlich lief nicht immer alles nach Plan. Insbe-
sondere die antiken Mauern und Gewölbe waren oft 
in einem schlechteren Zustand als erwartet, was sich 
natürlich auf Kosten und Bauzeit nicht gerade positiv 
auswirkte. Mit Hilfe unserer professionellen Handwer-
ker und unseres äußerst vielseitigen und geschickten 
Vaters konnten wir jedoch jede Hürde bewältigen.

Ein Umbau in dieser Größenordnung  bedeutet auch 
eine beachtliche finanzielle Investition. Sie haben dafür 
die damalige Raiffeisenbank Bramberg, jetzt Raiffeisen-
bank Oberpinzgau als Finanzierungspartner gewählt. 
Was hat den Ausschlag gegeben?

Der Weyerhof wurde urkundlich erstmals 1130 erwähnt und liegt in unmittelbarer Nähe des 
Habachtals, dem einzigen Smaragdvorkommen Europas. In den vergangenen Jahren wurde 
das 900 Jahre alte Gebäude komplett saniert und in ein schönes Landhotel mit außergewöhn-
lichen Zimmern umgestaltet. Weitum bekannt ist auch die Restaurantküche, in der Hotelchef 
Franz Meilinger  seine Erfahrungen aus dem „Steirereck“ in Wien oder dem Gourmetrestau-
rant „Novus“ in Singapur nun für beste gutbürgerliche Küche mit sehr hohem Qualitätsan-
spruch im Oberpinzgau umsetzt. Im Gespräch erzählt er über die Herausforderung, 
Tradition und Moderne zu verbinden.
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M.: Da unsere Familie schon auf eine langjährige 
Partnerschaft mit der Raika zurückblickt, war es 
für uns fast selbstverständlich, diese Tradition bei 
neuen Investitionen beizubehalten.

Was erwartet ein Tourismusbetrieb wie der 
Ihre generell von seiner Hausbank?

M.: In erster Linie Flexibilität und persönliche 
Beratung, sowie attraktive Kreditmodelle mit 
realisierbaren Konditionen zu vereinbaren.

Haben sich die Erwartungen erfüllt?

M.: Ja. 

Hat es während des Umbaus auch einmal 
schwierige Phasen gegeben und wie ist Ihre 
Hausbank damit umgegangen?

M.: Wie bereits erwähnt lief nicht alles nach Plan 
und aufgrund der hochwertigen und individuellen 
Ausstattung wurden die geplanten Baukosten um 
einiges überschritten. Dennoch reagierte unsere 
Bank verständnisvoll, professionell und 
unterstützte uns vorbildlich.

Was denken Sie, in welche Richtung wird – oder muss – 
das Hotelgewerbe im Oberpinzgau zukünftig gehen?

M.: Meiner Meinung nach macht es nicht viel 
Sinn Kapazitäten (Betten/ Apartments) auszubauen, 
sondern eine weit nachhaltigere Qualitätsver-
besserung anzustreben. Außerdem sollten wir 
sehr vorsichtig mit unseren wertvollen Ressourcen 
umgehen und den sog. „Ausverkauf der Heimat“ 
nicht zu leichtfertig hinnehmen. Wir denken, dass 
wir hier mit unserem traditionellen Familienbetrieb 
einen vorbildlichen Weg gehen – nicht immer 
einfach, aber unserer Meinung nach richtig! 

T. +43 6566 8183 | fi rmenkundenbetreuung@rbo.at
sowie die kompetenten Ansprechpartner vor Ort in den acht Bankstellen

RAIFFEISENBANK OBERPINZGAU
DIE Bank zum Nutzen der Menschen und der Wirtschaft in der Region
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